
Antrag 
auf Erteilung einer Bescheinigung über die Wohnberechtigung 

gemäß Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) in der derzeit gültigen Fassung 
 
 
 
Gemeinde Ehrenberg (Rhön) 
Rhönstraße 26 
36115 Ehrenberg (Rhön) 
 
 
 
I. Antragsteller/in 
 

Name – Antragsteller/in 

      
Vorname/n 

      
geb. am 

      
PLZ, Wohnort 

      
Straße, Haus-Nr. 

      
Beruf 

      
Staatsangehörigkeit 

      
Tel.Nr. (für evtl. Rückfragen) 

      

Familienstand:  ledig                                      verheiratet                           verwitwet 
                         geschieden                             getrennt lebend seit                            (Bitte Nachweis vorlegen) 

 
II. Angaben zum Haushalt  
 
Mein Haushalt besteht aus folgenden Personen: 
 

lfd. Nr. Name, Vorname geb. am Staatsangehörigkeit Verwandtschaftsverhältnis 
zum Antragsteller 

    1 
Antragsteller/in             ______         ______           ______ 

    2                         

    3                         

    4                         

    5                         

    6                         

    7                         

    8                         

 

III. Persönliche Verhältnisse 
 
Ich und/ oder die oben aufgeführten Angehörigen gehören zu den nachstehend aufgeführten 
Personenkreisen: 
 

 Schwerbehinderte* gültig  häuslich pflegebedürftige* 
      Grad der Behinderung      % bis       
 

 Aussiedler, Flüchtlinge, Zuwanderer*  Alleinerziehende  Studierende* 
 

 Junge Ehepaare* verheiratet seit:        Personen über 60 Jahre 
      (bis 5 Jahre verheiratet und unter 40 Jahre alt) 
 

 Schwangere* Geburtstermin:        Kinderreiche Familien 
 
Als Nachweis bitte entsprechende Bescheinigung beifügen 
 

 

Antrag bitte in Druckschrift 
ausfüllen bzw. zutreffendes 
 ankreuzen 



IV. Grund des Wohungswechsels 
 

 zu kleine Wohnung  zu große Wohnung jetzt       m² /       Zimmer 
 

 ohne eigene Wohnung         Grund:      zur Untermiete  bei Eltern 
 
  Übergangswohnheim  Sonstiges (auch Trennung vom Partner) 

 
 Kündigung durch Vermieter/in zum        gesundheitliche Gründe 

 
 zu hohe Miete/Heizkosten  unzureichende Ausstattung  sonstige Gründe 

 
       
 

V. Einkommenserklärung (im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes – EstG) 

 
Es sind sämtliche Einkünfte aller Haushaltsangehörigen anzugeben; die Angaben sind durch entsprechende Einkommensnachweise 
(beigefügte Verdienstbescheinigung/gelbe Einkommenserklärung nachzuweisen). 
 

Ich und / oder die vorseitig aufgeführten Haushaltsangehörigen verfügen über folgende Einkünfte: 
 

lfd.  
Nr. 

Name, Vorname Art des Einkommens* Jahreseinkommen (brutto) 

1                   € 

2                   € 

3                   € 

4                   € 

 
z. B.: 

  Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit einschließlich Urlaubs- und Weihnachtsgeld 

(Lohn, Gehalt, Ausbildungsvergütung, Versorgungsbezüge, pauschal versteuerter Arbeitslohn etc.) 

 Versorgungsbezüge, Pensionen, Renten 

 Einkünfte aus Kapitalvermögen (Zinsen und Erträge) 

 Einkünfte aus selbständiger Arbeit 

 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

 Lohnersatzleistungen wie Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Krankengeld, Mutterschaftsgeld u.a. 

 Hilfe zum Lebensunterhalt (BSHG) 

 Unterhaltsleistungen 

 sonstiges Einkommen (z.B. Ausbildungshilfe nach dem BaföG) 
 

VI. Ergänzende Angaben zur Ermittlung des maßgeblichen Gesamteinkommens 
(Belege bitte beifügen) 
 

 erhöhte Werbungskosten in Höhe von       € 
 

 Unterhaltsverpflichtungen für       
 
Mir ist bekannt, dass die erhobenen Daten automatisch gespeichert werden und die Vorschriften des 
Hessischen Datenschutzgesetzes Anwendung finden. 
 
Ich erkläre, dass ich noch nicht im Besitz einer Bescheinigung über die Wohnberechtigung gemäß 
Wohnraumförderungsgesetz bin und dass ich bei keiner anderen Behörde im Geltungsbereich des 
Wohnraumförderungsgesetz einen Antrag auf Erteilung einer solchen Bescheinigung gestellt habe. 
 
Ich versichere, dass die vorstehenden Angaben richtig und vollständig sind. Mir ist bekannt, dass falsche 
Angaben zu einer strafrechtlichen Verfolgung führen können. 
 
 
 
      _____________________________ 
Ort, Datum Unterschrift – Antragsteller/in 

 


